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Aus der Untersuchung des IAB über Berufsverbände bei männlichen Erwerbspersonen 

Minderung der Erwerbsfähigkeit (Behinderung) und Berufsverlauf 

Christian Brinkmann*) 

Zur optimalen Integration von Behinderten in Beruf und Gesellschaft werden Informationen 
darüber benötigt, inwieweit bisherige Rehabilitätsbemühungen erfolgreich waren. Umfang-
reiche Untersuchungen, die hierüber Aufschluß geben könnten, stehen noch aus. Für einen 
Teil des betroffenen Personenkreises (behinderte männliche Erwerbspersonen) lassen sich 
jedoch bereits aus der 1970 vom IAB durchgeführten Repräsentativerhebung über die Berufs-
verläufe männlicher Erwerbspersonen (0,5-%-Stichprobe, ca. 70000 Interviews) wichtige 
Anhaltspunkte über ihre berufliche Situation im Vergleich zu der beruflichen Situation von 
Nichtbehinderten gewinnen. 
Die Ergebnisse aus dieser Untersuchung werden im folgenden dargestellt. Im einzelnen wird 
u.a. aufgezeigt, daß 
— ein Drittel aller Behinderten nicht ausbildungsadäquat beschäftigt ist, wesentlich mehr als 

bei nichtbehinderten männlichen Erwerbspersonen, 
— der Anteil der männlichen Erwerbspersonen mit einer betrieblichen Ausbildung zum Fach-

arbeiter, die als un- oder angelernte Arbeiter beschäftigt sind, bei Behinderten doppelt 
so groß ist wie bei Nichtbehinderten. 

Diese und andere Ergebnisse lassen klar erkennen, daß Behinderte im Erwerbsleben benach-
teiligt sind. Von einer Chancengleichheit für Behinderte im Sinne der Zielvorstellung, sie voll 
in das Berufsleben zu integrieren und die aus der Behinderung resultierenden Einschränkun-
gen voll auszugleichen, kann bislang kaum gesprochen werden. 

Gliederung: 

1. Einleitung 

2. Zur Struktur der behinderten männlichen Erwerbs-
personen und ihrer Arbeitsplätze 

 

2.1 Alter 
2.2 Aus- und Fortbildung 
2.3 Berufliche Stellung 
2.4 Situation am Arbeitsplatz 

(Tätigkeitsbereich und Anforderungen) 
2.5 Beruf 
2.6 Wirtschaftsgruppe und Betriebsgröße des Be-

schäftigungsbetriebes 

3. Zur Chancengleichheit von Behinderten im Beruf 
3.1 Ausbildungsadäquate Beschäftigung 
3.2 Arbeitslosigkeit 
3.3 Mobilität 

 

3.3.1 Wechsel der beruflichen Stellung 
3.3.2 Berufswechsel 
3.3.3 Fluktuation und regionale Mobilität 

4. Zusammenfassung 

*) Die Tabellen wurden von Gertrud Scheuter erstellt. 
1) Vgl. Amtliche Nachrichten der Bundesanstalt für Arbeit (ANBA), 

Nr. 7, 1972, S. 550. Von 1959 bis 1971 ist die Zahl der jährlich von 
den Arbeitsämtern abschließend bearbeiteten Einzelfälle beruflicher 
Rehabilitation von 33 937 auf 89 312 gestiegen. 

2) Zur Verbesserung der Ausbildungsmöglichkeiten für jugendliche 
Behinderte ist ein Ausbau von Sonderschulen sowie der Aufbau 
eines Netzes von Berufsbildungswerken (Internate zur schulischen 
Berufsausbildung) zu verzeichnen. 

3) Statistisches  Bundesamt  (Hrsg.),  Fachserie  A,  Bevölkerung  und 
Kultur,  Reihe 7,  Gesundheitswesen,  Sonderbeitrag  Körperbehin-
derte (Ergebnisse des Mikrozensus, April 1966), Wiesbaden 1969. 
Die Stichprobe betrug 0,5 %, in Bayern 1,0 %. 

1. Einleitung 

Der beruflichen und sozialen Rehabilitation von Behin-
derten wird in der Öffentlichkeit zunehmende Beach-
tung geschenkt. Das im Frühjahr 1970 von der Bundes-
regierung verkündete „Aktionsprogramm zur Rehabili-
tation der Behinderten“, die Gründung einer „Bundes-
arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation“, die Gesetzes-
initiativen zur Reform des Schwerbeschädigtenrechts 
und zur Vereinheitlichung der Unterhaltszahlungen bei 
allen Kostenträgern (während aller Phasen der Reha-
bilitation) und nicht zuletzt die steigende Zahl derjeni-
gen, die von den Möglichkeiten einer beruflichen Re-
habilitation Gebrauch machen1), lassen die verstärk-
ten Bemühungen um eine vollwertige Wiedereinglie-
derung der Behinderten in das Erwerbsleben erken-
nen2). 

Die Zahl der Behinderten wurde in der Bundesrepublik 
Deutschland zuletzt vom Statistischen Bundesamt im 
Rahmen einer Zusatzbefragung zum Mikrozensus 1966 
mit insgesamt 4,05 Mill. ermittelt (darunter 2,79 Mill. 
Männer, von denen 1,56 Mill. erwerbstätig waren)3). 
Sowohl bei rein ökonomischer Betrachtung (Wieder-
herstellung produktiver Arbeitskraft und Verringerung 
der Soziallasten durch im Vergleich hierzu geringe Re-
habilitationsaufwendungen) als auch im Hinblick auf 
die Zielvorstellung einer weitestgehenden Herstellung 
bzw. Wiederherstellung der Chancengleichheit für Be-
hinderte in unserer Gesellschaft verdient dieser Per-
sonenkreis, zu dem immerhin 6,9% der Wohnbevölke-
rung des Bundesgebietes gehören, besondere Beach-
tung. 

Eine umfassende Untersuchung zur Situation der Be-
hinderten und zur präzisen Ermittlung des Rehabili-
tationsbedarfs in der Bundesrepublik steht noch aus. 
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Die bisher vorliegenden Mikrozensusergebnisse 
geben lediglich einige Anhaltspunkte zur Struktur der 
Erwerbsgeminderten4). Auch die vom IAB und vom 
Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung ge-
planten Erfolgskontrollen zur beruflichen Rehabilita-
tion werden nicht alle wichtigen Fragen in diesem 
Zusammenhang beantworten können – vor allem des-
halb, weil in ihnen (der besonderen Zielsetzung dieser 
Untersuchungen entsprechend) jene Behinderten nicht 
erfaßt werden, für die keine beruflichen Rehabilita-
tionsmaßnahmen erwogen wurden, obwohl sie unter 
Umständen möglich und notwendig wären. 
Die im folgenden dargestellten Untersuchungsergeb-
nisse wurden im Rahmen der Untersuchung des IAB 
über Berufsverläufe bei männlichen Erwerbspersonen 
gewonnen5). Diese Untersuchung enthielt auch die 
Frage „Sind Sie erwerbsgemindert?“ sowie die Zu-
satzfrage „Wie hoch ist Ihre Erwerbsminderung nach 
der letzten Feststellung?“. Die Antworten der Befrag-
ten auf die Zusatzfrage wurden von den Interviewern 
(für diese Untersuchung besonders geschulten Fach-
kräften der Arbeitsämter) in drei Kategorien einge-
stuft: Minderung der Erwerbsfähigkeit „50% und 
mehr“, „weniger als 50%“ und „nicht amtlich festge-
stellt“. 
Mit Hilfe dieser Angaben ist es erstens möglich, wei-
tere Informationen zur Struktur dieser drei Gruppen 
von behinderten männlichen Erwerbspersonen (und 
ihrer Arbeitsplätze) zu gewinnen: Alter, Bildungsstand 
und berufliche Stellung (und zwar detaillierter, als dies 
aufgrund der Mikrozensusergebnisse möglich ist), Be-
ruf, Art des Beschäftigungsbetriebs und Situation am 
Arbeitsplatz der Behinderten zur Zeit der Befragung 
werden im folgenden analysiert. 
Zweitens lassen sich wichtige Anhaltspunkte zur Be-
antwortung der Frage nach der Chancengleichheit der 
Behinderten im Beruf gewinnen, indem die (nach dem 
Urteil des Vorgesetzten) für einen Arbeitsplatz erfor-
derliche Ausbildung mit der tatsächlichen Ausbildung 
des Arbeitsplatzinhabers verglichen wird (ausbil-
dungsadäquate Beschäftigung), und indem Mobilität 
sowie Arbeitslosigkeit der Behinderten analysiert wer-
den. Chancengleichheit im Beruf würde bedeuten, daß 
die Berufsverläufe von Behinderten im Hinblick auf 
die genannten Aspekte keine negativ zu beurteilenden 
Abweichungen von denen der Nichtbehinderten auf-
weisen. 

Da in der vorliegenden Untersuchung Angaben über 
— Art und Ursache der Behinderung, 
— den Zeitpunkt des Eintritts der Behinderung und 
— die gegebenenfalls in Zusammenhang mit der Be-

hinderung erfolgten Rehabilitationsmaßnahmen 
fehlen, kann sie umfangreiche Untersuchungen zur Er-
mittlung des Bedarfs an Rehabilitationsmaßnahmen 
4) Sie enthalten vor allem Aufgliederungen nach demographischen 

Faktoren, Bildungsbestand, Beteiligung am Erwerbsleben, Stellung 
im Beruf sowie nach Art, Ursache und amtlicher Anerkennung der 
Minderung   der   Erwerbsfähigkeit   (vgl.   Statistisches   Bundesamt, 
a. a. O.). 

5) Es handelt sich um eine repräsentative 0,5-%-Stichprobe bei ab-
hängig und selbständig beschäftigten männlichen Erwerbspersonen 
(ohne  mithelfende   Familienangehörige   und  Auszubildende)   mit 
insgesamt  über 70000  Interviews.  Zur Beschreibung  der  Unter-
suchung vgl.  „Materialien aus der Arbeitsmarkt- und  Berufsfor-
schung“, Nr. 5/1970 (Schriftenreihe des IAB). 

6) Bei der Zusatzbefragung zum Mikrozensus 1966 wurde gefragt, ob 
„ein Haushaltsmitglied körperlich oder geistig behindert oder vor dem 
Pensionsalter invalidiert worden ist“. 

7)   Statistisches Bundesamt, a. a. O., S. 7. 

zur optimalen beruflichen und sozialen Integration der 
Behinderten nicht ersetzen, zumal auch sie nur einen 
Teil des betroffenen Personenkreises (behinderte 
männliche Erwerbspersonen) umfaßt. 

Die aus der vorliegenden Untersuchung gewonnenen 
Ergebnisse haben jedoch — auf dem Hintergrund von 
bisher weitgehend fehlenden detaillierten und reprä-
sentativen Daten — ihren Stellenwert: Ohne auf für 
Behinderte spezifische Einzelheiten des Berufsver-
laufs eingehen zu können, ermöglichen sie für einen 
Teil des betroffenen Personenkreises eine gewisse 
Beurteilung des Erfolgs aller bis zum Untersuchungs-
zeitpunkt (1970) erfolgten Bemühungen zur Integration 
von Behinderten in das Erwerbsleben. 

2. Zur Struktur der behinderten männlichen Erwerbs-
personen und ihrer Arbeitsplätze 
12,5% aller männlichen Erwerbspersonen haben 1970 
im Rahmen der Berufsverlaufsuntersuchung des IAB 
angegeben, erwerbsgemindert zu sein, davon (nach 
eigener Angabe) 4,2% mit einer amtlich festgestellten 
Minderung der Erwerbsfähigkeit von 50% und mehr, 
6,3% mit einer amtlich festgestellten Minderung um 
weniger als 50% und 2,0% mit einer nicht amtlich 
festgestellten Minderung der Erwerbsfähigkeit. 

Hochgerechnet sind demnach 1,84 Mill. männliche Er-
werbspersonen behindert, 18,5% mehr, als in der Zu-
satzbefragung zum Mikrozensus 1966 ermittelt wurde. 
Hierbei ist jedoch zu beachten, daß es sich in beiden 
Fällen um subjektive Einschätzungen der Befragten 
handelt, wobei die jeweiligen Frageformulierungen un-
terschiedlich waren6). Wie das Statistische Bundesamt 
durch einen Vergleich mit früheren Befragungen fest-
stellen konnte, hat die Frageformulierung einen deut-
lichen Einfluß darauf, ob eine (sozial deklassierende) 
Behinderung angegeben wird7). Dies ist auch darauf 
zurückzuführen, daß in einem Fall versorgungsrecht-
liche, in einem anderen medizinische oder auch mehr 
auf die Arbeit bezogene Aspekte im Vordergrund ste-
hen können. 

Aus dem Zusammenhang, in dem die Frage nach der 
Erwerbsminderung in der Berufsverlaufsuntersuchung 
des IAB gestellt wurde, und aus der Tatsache, daß die 
Interviews in den Betrieben durchgeführt wurden, läßt 
sich schließen, daß hier bei den Antworten der Aspekt 
einer effektiven Beeinträchtigung der Arbeitsfähigkeit 
mehr im Vordergrund stand als bei der Zusatzbefra-
gung zum Mikrozensus (bei der medizinische Aspekte 
überwogen). Der sich zwischen beiden Untersuchun-
gen ergebende Unterschied in der Anzahl der Behin-
derten ist daher weniger als eine Zunahme der Zahl 
der Behinderten zwischen 1966 und 1970 zu deuten 
und mehr als eine Präzisierung der Ergebnisse der 
Zusatzbefragung zum Mikrozensus im Hinblick auf die 
Anzahl derjenigen männlichen Erwerbspersonen, 
deren Arbeitsfähigkeit nach ihrer eigenen Meinung 
effektiv beeinträchtigt ist. 

Zur (terminologischen) Vereinfachung werden im fol-
genden Behinderte mit einer amtlich festgestellten 
Minderung der Erwerbsfähigkeit von 50% und mehr 
als Schwerbeschädigte bezeichnet, die Gruppe der Be-
hinderten ohne amtlich festgestellte Minderung der 
Erwerbsfähigkeit gelegentlich als „sonstige Behin-
derte“. 
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2.1 Alter 
Wie aus Tabelle 1 hervorgeht8), steigt der Anteil der 
männlichen Erwerbspersonen mit einer Behinderung 
nach dem 45. Lebensjahr sprunghaft an, erreicht in der 
Altersgruppe 50 bis 55 Jahre mit 29 % ihren Höhepunkt 
und geht danach mit zunehmendem Alter wieder zu-
rück (17% in der Altersgruppe 65 Jahre und älter). Bei 
der Interpretation dieser Ergebnisse ist folgendes zu 
berücksichtigen: 
1. Während als Behinderungsursache Unfälle (Stra-
ßenverkehrsunfälle    und    sonstige    Unfälle)    ohne 
größere Schwankungen zwischen dem 20. und 60. 
Lebensjahr in Erscheinung treten und danach stark 
absinken, treten Krankheiten (Berufskrankheiten und 
sonstige Krankheiten) als Behinderungsursache ver-
stärkt zwischen dem 40. und 50. Lebensjahr und noch 
einmal beträchtlich verstärkt zwischen dem 50. und 
60. Lebensjahr auf (und sinken danach ebenfalls stark 
ab)'). 
2. Der Anteil der Behinderten in den höheren Alters-
gruppen wird noch stark durch Kriegsbeschädigungen 
beeinflußt.   Die  Zusatzbefragung  zum  Mikrozensus 
1966 hat ergeben, daß 53% aller behinderten männ-
lichen Erwerbspersonen (63 % in der Altersgruppe 30 

 

bis 50 Jahre, 59 % in der Altersgruppe 50 bis 60 Jahre 
und 29% in der Altersgruppe 60 bis 65 Jahre10) an 
einer Kriegsbeschädigung litten. Durch das teilweise 
Vorrücken der hauptsächlich betroffenen Jahrgänge 
zwischen den Untersuchungszeitpunkten 1966 und 
1970 in die nächstfolgenden Altersgruppen dürfte es 
auch vor allem zu erklären sein, daß der Anteil der 
unter 50jährigen an den behinderten männlichen 
Erwerbspersonen von 48 % (Zusatzbefragung zum 
Mikrozensus 1966) auf 45 % zurückgegangen ist. 
3. Die Erwerbsquote von Behinderten sinkt mit zuneh-
mendem Alter beträchtlich, und zwar bei männlichen 
Behinderten von 86 % (zwischen 30 und 50 Jahren) 
über 70 % (zwischen 50 und 60 Jahren) auf 41 % (zwi-
schen 60 und 65 Jahren)11). Dies dürfte – zusätzlich zu 
den bereits erwähnten Gründen — den nach dem 55. 
Lebensjahr sinkenden Anteil der Behinderten an den 
Erwerbspersonen erklären. 
Würden Behinderte nicht in einem so hohen Umfang 
vorzeitig aus dem Erwerbsleben ausscheiden, wäre 
ihr Anteil an den über 50jährigen Erwerbspersonen 
noch beträchtlich höher. Wenn die Erwerbsquote bei 
männlichen Behinderten zwischen 50 und 60 Jahren 
nicht 70 %, sondern — wie bei Nichtbehinderten — 
99 % betrüge und man Kriegsbeschädigungen außer 
Betracht läßt, würde sich für diese Altersgruppe ein 
Anteil von 13% Behinderten unter den männlichen 
Erwerbspersonen ergeben. Bei einer Erwerbsbeteili-
gung von 94 % (wie bei den Nichtbehinderten) würde 
die hypothetische Quote von behinderten männlichen 
Erwerbspersonen zwischen 60 und 65 Jahren sogar 
etwa 33 % betragen (ebenfalls ohne Kriegsbeschädi-
gungen). 
2.2 Aus- und Fortbildung 
Volksschulabgänger ohne abgeschlossene Berufsaus-
bildung weisen mit 17 % den im Vergleich zu anderen 
Ausbildungsgruppen höchsten Anteil von Behinderten 
auf, wobei alle drei Gruppen von Behinderten über-
repräsentiert sind (Tabelle 2). 
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Aus der Zusatzbefragung zum Mikrozensus 1966 läßt 
sich entnehmen, daß nur etwa 5 % der behinderten 
männlichen Erwerbstätigen eine Umschulung mitge-
macht haben. Es handelt sich daher bei den aufge-
führten Ausbildungskombinationen zumeist um die 
Erstausbildung, obwohl nach den jeweils letzten Ab-
schlüssen gefragt wurde. 

Daß in den einzelnen Ausbildungsgruppen die Anteile 
der Behinderten nicht noch stärker voneinander ab-
weichen, kann insofern nicht überraschen, als die Be-
hinderung bei nur einem geringen Teil der Behinder-
ten vor dem 20. Lebensjahr, d. h. in aller Regel nach 
Abschluß der Erstausbildung, eingetreten ist12). Aller-
dings ist zu vermuten, daß Behinderte ohne amtlich 
festgestellte Minderung der Erwerbsfähigkeit in größe-
rem Umfang angeborene Leiden bzw. Behinderungen, 
die vor Abschluß der Ausbildung eingetreten sind, 
aufweisen13). Bei diesem Personenkreis ist bereits die 
Ausbildung durch die Behinderung erkennbar beein-
trächtigt worden. 
12)  Vgl. Fußnote9). 
13) Bei Behinderten mit angeborenem Leiden ist der Anteil derjenigen 

ohne amtliche Anerkennung der Erwerbsfähigkeit außerordentlich 
hoch, ebenso bei männlichen Behinderten mit einer (im Regelfall vor 
dem 10. Lebensjahr eingetretenen) Kinderlähmung. Vgl. Statistisches 
Bundesamt, a. a. O., S. 11. Diese Ergebnisse bestärken die 
geäußerte Vermutung. 

14) Bei einem Signifikanzniveau von 2s = 0,955, das auch im folgenden 
zugrunde gelegt wird. Verglichen wurden Unterschiede in den drei 
Altersgruppen bis unter 35 Jahre, 35 bis unter 50 Jahre, 50 Jahre und 
älter. 

15) Vgl. Brinkmann, Christian; Gottwald, Karen; Schuster, Lothar: „Die 
berufliche Fortbildung männlicher Erwerbspersonen, Teil 1 und 2 
(Fortbildung, Arbeitssituation und Mobilität)“, in MittAB 1 und 2, 1972, 
S. 1 ff und S. 95 ff. 

16) In den Jahren zwischen 1965 und 1970 haben insgesamt 12,2 % der 
männlichen Behinderten an beruflicher Fortbildung teilgenommen, 
gegenüber 18,8 % im Durchschnitt aller Befragten. 

Da das Vorliegen einer Behinderung außerordentlich 
stark vom Alter abhängig ist, wurde hier — wie an ver-
schiedenen anderen Stellen, wo dies notwendig er-
scheint — überprüft, ob der Zusammenhang zwischen 
Ausbildung und Behinderung auf das höhere Durch-
schnittsalter der Behinderten zurückzuführen ist. Dies 
ist offenbar nicht der Fall. So ist der Anteil der Volks-
schulabgänger ohne abgeschlossene Berufsausbil-
dung bei älteren männlichen Erwerbspersonen insge-
samt größer als bei jüngeren. Volksschulabgänger 
ohne abgeschlossene Berufsausbildung weisen jedoch 
in allen Altersgruppen einen signifikant14) überdurch-
schnittlichen Anteil von Behinderten auf. 

Während sich bei den einzelnen Ausbildungsgruppen 
unterschiedliche Anteile von Behinderten auch unab-
hängig vom Alter nachweisen lassen, trifft dies im Hin-
blick auf die Teilnahme an beruflicher Fortbildung 
nicht zu. Wie aus dem Untersuchungsmaterial der vor-
liegenden Untersuchung bereits an anderer Stelle 
nachgewiesen wurde15), nehmen ältere Erwerbsperso-
nen in geringerem Umfang an beruflicher Fortbildung 
teil als jüngere. Ebenso haben behinderte Erwerbs-
personen in geringerem Umfang an beruflicher Fort-
bildung teilgenommen als nicht behinderte Erwerbs-
personen. Dies ist jedoch in vollem Umfang durch 
Altersunterschiede bedingt. Der Unterschied ver-
schwindet also, wenn die einzelnen Altersgruppen für 
sich betrachtet werden. Auf eine Wiedergabe der be-
treffenden Tabellen wird deshalb verzichtet16). 
2.3 BeruflicheStellung 
Aus der Zusatzbefragung zum Mikrozensus 1966 ist 
zu entnehmen, daß bei behinderten männlichen Er-
werbstätigen Selbständige und mithelfende Familien- 
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angehönge überrepräsentiert und Arbeiter dem 
Durchschnitt entsprechend vertreten sind17). Dieses 
Ergebnis läßt sich durch die vorliegende Untersu-
chung bestätigen und ergänzen (Tabelle 3). 
Der Anteil der Behinderten ist bei Selbständigen und 
un- bzw. angelernten Arbeitern18) mit jeweils über 
16% am höchsten, bei Angestellten in gehobener 
oder leitender Stellung, angestellten Meistern sowie 
Facharbeitern mit jeweils unter 10 % am niedrigsten. 
Diese Unterrepräsentierung der Behinderten in quali-
fizierten Berufspositionen und die entsprechende 
Oberrepräsentierung bei unqualifizierten Arbeitern 
deuten auf Benachteiligungen der Behinderten im 
Beruf hin19). 
Die zuletzt aufgezeigten Unterschiede lassen sich — 
wenn man von den Selbständigen absieht — auch un-
abhängig vom Alter nachweisen20). Demgegenüber 

 

erklärt sich der höhere Anteil der Behinderten bei den 
Selbständigen ausschließlich durch das höhere 
Durchschnittsalter der Behinderten. Der Anteil der 
Selbständigen beträgt in den einzelnen Altersgruppen 
6,5% (bis unter 35 Jahre), 16,6% (35 bis unter 50 
Jahre) bzw. 25,0% (50 Jahre und älter). Innerhalb 
dieser drei Altersgruppen weichen die Anteile der 
Behinderten an den Selbständigen nicht mehr signifi-
kant vom Durchschnitt der Altersgruppen ab. 

Da die erreichbare berufliche Stellung stark vom Aus-
bildungsniveau abhängt, lassen sich die angedeuteten 
Benachteiligungen der Behinderten deutlicher in Ta-
belle 4 erkennen, in der die erreichte berufliche Stel-
lung in Abhängigkeit vom Ausbildungsniveau darge-
stellt wird. Bei einem Vergleich der entsprechenden 
Felder in Tabelle 4a (männliche Erwerbspersonen ins-
gesamt) und Tabelle 4b (Behinderte) läßt sich erken-
nen, daß der Anteil der un- bzw. angelernten Arbeiter 
vor allem bei behinderten Volksschulabgängern mit 
abgeschlossener Lehrausbildung mit 26 % überhöht 
ist. Der Anteil der vor allem in Frage kommenden 
qualifizierten Positionen (Facharbeiter und Meister) 
liegt bei Behinderten dieser Ausbildungsgruppe mit 
zusammengerechnet 30 % stark unter dem entspre-
chenden Durchschnittsanteil (46 %). 

Es fällt auf, daß sich bei allen Ausbildungsgruppen 
die Anteile der in Beamtenpositionen des einfachen 
und mittleren Dienstes bzw. des gehobenen und höhe-
ren Dienstes beschäftigten Behinderten und Nichtbe-
hinderten nur unwesentlich unterscheiden. Dies deutet 
darauf hin, daß Behinderten im öffentlichen Dienst, 
insbesondere auch im Hinblick auf qualifizierte Posi-
tionen, keine Nachteile entstehen; offenbar werden 
sie aber auch nicht bevorzugt (zumindest, soweit es 
sich um Beamte und nicht um Angestellte bzw. Arbei-
ter im öffentlichen Dienst handelt)21). 
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Demgegenüber sind bei Behinderten die Angestellten 
in gehobener oder leitender Stellung unterrepräsen-
tiert (6%)22). Hiervon scheinen vor allem erwerbs-
tätige Behinderte mit Mittlerer Reife und abgeschlos- 
22) Der Unterschied ist zwar gegenüber dem durchschnittlichen Anteil 

von 8 % nicht sehr groß, aber statistisch signifikant. 
23) Vgl. Abschnitt 3.3.1. Der dort aufgeführte Wechsel der beruflichen 

Stellung gibt weiteren Aufschluß über die Chancen, eine bestimm-
te berufliche Stellung zu erreichen. Vgl. auch Tabelle 8c, die für 
behinderte Angestellte in gehobener und leitender Stellung einen 
unterdurchschnittlichen Anteil von in der Industrie Beschäftigten 
ausweist. 

sener Berufsausbildung sowie erwerbstätige Behin-
derte mit Abitur betroffen zu sein, was auf Beeinträch-
tigungen der Aufstiegsmöglichkeiten für Behinderte 
außerhalb des öffentlichen Dienstes hinweist23). 
2.4 Situation am Arbeitsplatz (Tätigkeitsbereich und 
Anforderungen) 
Im Rahmen der Berufsverlaufsuntersuchung wurde 
auch die Frage gestellt, ob die Befragten zum Zeit-
punkt der Befragung in einem Herstellungsbetrieb 
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und gegebenenfalls dort unmittelbar in der Herstel-
lung beschäftigt waren24). 
30% der Behinderten sind unmittelbar in der Herstel-
lung beschäftigt (Tabelle 5). Der betreffende Anteil 
liegt damit geringfügig unter dem Durchschnitt der 
männlichen Erwerbspersonen (34%); die Untergliede-
rung nach den drei Gruppen der Behinderten läßt je-
doch gegenläufige Tendenzen erkennen. 
Bei Schwerbeschädigten liegt der Anteil derjenigen, 
die unmittelbar in der Herstellung tätig sind, mit 23% 
beträchtlich unter dem Durchschnitt, bei Behinderten 
mit einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von weniger 
14) Die entsprechenden Fragen wurden bei abhängig Beschäftigten an 

den Vorgesetzten, bei Selbständigen an den Befragten selbst ge-
richtet. Sie lauteten: 
„Wird in diesem Betrieb etwas hergestellt? – Unter .Herstellen* 
verstehen wir neben dem Be- und Verarbeiten von Produkten (Roh-
stoffen und Halbfertigfabrikaten) auch das Züchten von Pflanzen und 
Tieren, das Gewinnen von Rohstoffen und Energie, das Bauen, 
Montieren sowie das Erstausstatten von Anlagen und Bauten. Wird 
also in diesem Betrieb in diesem Sinne etwas hergestellt?“ (Wenn ja): 
„Auch in Betrieben, in denen etwas hergestellt wird, gibt es viele 
Mitarbeiter, die nicht direkt in der Herstellung tätig sind, sondern die 
z. B. ausschließlich Maschinen reparieren, die Produktion vorbereiten 
oder in der Verwaltung (z. B. Lagerhaltung, Konstruktion, 
Buchhaltung, Einkauf) arbeiten. Sind Sie überwiegend in der Her-
stellung tätig, oder arbeiten Sie nicht unmittelbar in der Herstellung?“ 

als 50% liegt der entsprechende Anteil mit 33% nur 
geringfügig unter dem Durchschnitt (Unterschied nicht 
signifikant), während sogar ein überdurchschnittlicher 
Teil der sonstigen Behinderten (39%) unmittelbar in 
der Herstellung tätig ist. 

Daß hierbei die berufliche Stellung erwartungsgemäß 
einen starken Einfluß ausübt, geht aus den weiteren 
Aufgliederungen von Tabelle 5 hervor. 

57% der behinderten Facharbeiter arbeiten unmittel-
bar in der Herstellung — ein Anteil, der in keiner der 
drei Behindertengruppen signifikant vom durch-
schnittlichen Anteil der unmittelbar in der Herstellung 
beschäftigten Facharbeiter abweicht. Bei un- bzw. an-
gelernten Arbeitern arbeitet demgegenüber nur ein 
unterdurchschnittlicher Anteil der Behinderten (aller 
drei Gruppen) unmittelbar in der Herstellung (43% 
gegenüber 50%). 
Um nähere Angaben über die Arbeitsplätze (abhängig 
beschäftigter) männlicher Erwerbspersonen zu erhal-
ten, wurden ihre unmittelbaren Vorgesetzten u. a. ge-
fragt, in welchem Umfang bestimmte Belastungen bzw. 
Anforderungen mit der Tätigkeit an diesem Arbeits-
platz verbunden sind. Gefragt wurde nach der erfor- 
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derlichen Muskelkraft, der erforderlichen Widerstands-
fähigkeit gegen Umgebungseinflüsse, der Nervenbe-
lastung, der erforderlichen Ausdrucksfähigkeit in Wort 
und Schrift, dem erforderlichen Geschick im Umgang 
mit Menschen sowie nach der Fähigkeit, Probleme 
lösen zu können (neue Lösungen zu finden). Mit Hilfe 
von Richtbeispielen sollte eingestuft werden, ob je-
weils „sehr viel“, „ziemlich viel“, „mittleren Grades“, 
„nicht viel“ oder „sehr wenig“ für die Tätigkeit am 
Arbeitsplatz erforderlich war25). 

In Tabelle 6 sind für die genannten sechs Anforde-
rungsarten die Anteile aufgeführt, die auf die letzten 
beiden Stufen („nicht viel“ und „sehr wenig“, zusam-
mengefaßt) entfallen. Es läßt sich klar erkennen, daß 
die entsprechenden Anteile bei Behinderten durchweg 
15)   Die Fragen lauteten im einzelnen: 

a) „In welchem Ausmaß braucht man am Arbeitsplatz des  Herrn 
G./X. Muskelkraft, z. B. für Heben, Tragen, Ziehen, Schieben 
usw. von schweren Gegenständen? 
Bitte versuchen Sie, die Tätigkeit des Herrn G./X. anhand der 
gegebenen Beispiele einzuordnen.“ 

b) „Und in welchem Ausmaß ist Widerstandsfähigkeit gegen Um-
gebungseinflüsse wie Hitze, Kälte, Nässe, Staub, Lärm, chemische 
Stoffe, Krankheitserreger etc. notwendig, also besonders 
robuste körperliche Gesundheit?“ 

c) „Wie stark ist die Nervenbelastung z. B. durch Arbeiten unter 
Zeitdruck, durch Konzentration auf mehrere Vorgänge gleichzeitig, 
durch Schichtarbeit, durch taktgebundene Arbeit etc.?“ 

d) „In welchem Ausmaß muß man am Arbeitsplatz des Herrn G./X. 
Ausdrucksfähigkeit in Wort und Schrift besitzen, also die Fähigkeit, 
Tatbestände oder Gedanken in Wort oder Schrift formulieren zu 
können?“ 

e) „Und Geschick im Umgang mit Menschen, also auf Menschen 
eingehen, sich bei Menschen durchsetzen können?“ 

f) „Und Probleme lösen, also vor die Notwendigkeit gestellt sein, 
eine neue Lösung zu finden?“ 

Als Richtbeispiele zur Einstufung wurden z. B. für die erforderliche 
Muskelkraft vorgegeben: Sehr viel (z. B. wie beim Möbelträger, 
Schmied) Ziemlich viel (z. B. wie beim Zimmermann, 
Gleisbauarbeiter) Mittleren Grades (z. B. wie beim 
Maschinenschlosser, Schlachter) Nicht viel (z. B. wie beim Schuster, 
Tapezierer) Sehr wenig (z. B. wie beim Schneider, Buchhalter) 

höher liegen, an Behinderte also im allgemeinen ge-
ringere Anforderungen gestellt werden. 
Zwischen den drei Gruppen der Behinderten ergeben 
sich jedoch beträchtliche Unterschiede. 
Muskelkraft und Widerstandsfähigkeit gegen Umge-
bungseinflüsse werden vor allem von Schwerbeschä-
digten in vermindertem Umfang gefordert (66% bzw. 
64% der Arbeitsplätze dieser Gruppe erfordern „nicht 
viel“ oder „sehr wenig“ Muskelkraft bzw. Wider-
standsfähigkeit gegen Umgebungseinflüsse). 
Einer geringeren Nervenbelastung ist vor allem die 
Gruppe der Behinderten mit einer nicht amtlich fest-
gestellten Minderung der Erwerbsfähigkeit ausgesetzt 
(45 % und damit ein im Vergleich zum Durchschnitt 
fast doppelt so hoher Anteil von Arbeitsplätzen dieser 
Gruppe bringt „nicht viel“ oder „sehr wenig“ Nerven-
belastung mit sich). 
Größere Belastungen in dieser Hinsicht sind im all-
gemeinen unerwünscht. Wenn an Behinderte gerin-
gere Anforderungen gestellt werden, ist dies daher 
zumindest nicht in allen Fällen negativ zu beurteilen. 
Eine geringere Belastung in dieser Hinsicht dürfte 
zumindest zum Teil das Bemühen widerspiegeln, die 
partielle Einschränkung von Körperfunktionen bei 
Behinderten auszugleichen und somit ihre berufliche 
Leistungsfähigkeit zu stärken. 
Die Tatsache, daß an Arbeitsplätzen von Behinderten 
auch die Fähigkeit, sich in Wort und Schrift auszu-
drücken, Geschick in Umgang mit Menschen und die 
Fähigkeit zum Lösen von neuen Problemen, in be-
trächtlich geringerem Umfang abverlangt wird, scheint 
demgegenüber problematisch. 
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Von geringeren Anforderungen im Hinblick auf ihre 
Ausdrucksfähigkeit sind vor allem Behinderte ohne 
amtlich anerkannte Minderung ihrer Erwerbsfähigkeit 
betroffen; dies wird vielleicht zum Teil den geringen 
Ausbildungsstand dieser Gruppe widerspiegeln. 
Dafür, daß an Arbeitsplätzen von Behinderten auch 
weniger Geschick im Umgang mit Menschen verlangt 
wird, kann jedoch solch eine Erklärung kaum gelten. 
Die Zahlen lassen sich eher dahingehend interpretie-
ren, daß die verbreiteten Vorurteile Behinderten ge-
genüber zu einer vergleichsweise größeren Isolation 
(auch in der Arbeitswelt) führen. Sie treten offenbar 
Kollegen oder Geschäftspartnern gegenüber weniger 
in Erscheinung, wobei es offen ist, inwieweit sich hier 
Vorurteile der Arbeitgeber, der Kollegen oder auch 
(antizipierte) Vorurteile von Geschäftspartnern nieder-
schlagen. 
Daß auch von Schwerbeschädigten, deren Ausbil-
dungsstand sich am wenigsten von dem der Nichtbe-
hinderten unterscheidet, in deutlich geringerem Um-
fang Fähigkeiten zur Lösung von Problemen abver-
langt werden, deutet darauf hin, daß zumindest teil-
weise den geistigen bzw. kreativen Fähigkeiten der 
Behinderten kein volles Vertrauen geschenkt wird. Es 
scheint daher eine Tendenz zu bestehen, Behinderte 
in größerem Umfang als üblich mit Routineaufgaben 
zu betrauen, die eben keine Fähigkeit zur Lösung 
neuer Probleme verlangen. 
Es ist auch denkbar, daß durch die Behinderung u. U. 
andere Anforderungen „höherwertiger“ Arbeitsplätze 
nicht erfüllt werden, wie z. B. Repräsentationsfähig-
keit, Durchsetzungsfähigkeit, Mehrarbeit bzw. unregel-
mäßige Arbeit, Belastungsschwankungen etc., die nor-
malerweise mit geistiger bzw. kreativer Beanspru-
chung korrelieren, ohne daß letztere den Ausschlag 
gäben. Differenzierte Analysen dieser Art können mit 
dem vorliegenden Untersuchungsmaterial nicht durch-
geführt werden. Es ist jedoch zu vermuten, daß ge-
ringere Leistungen im Hinblick auf diese zusätzlichen 
Anforderungen nur z. T. mit einer echten Verminde-
rung der Leistungsfähigkeit der Behinderten zusam-
menhängen, z. T. dagegen auch mit Vorurteilen über 
ihre Leistungsfähigkeit. 
Zusammenfassend lassen die zuletzt aufgeführten Er-
gebnisse eine Diskriminierung der Behinderten erken-
nen, eine Geringschätzung ihrer in der Regel nicht ver-
minderten geistigen und sozialen Fähigkeiten und da-
mit auch eine gewisse Beeinträchtigung der Chancen-
gleichheit. 
Zum Teil wird auch die umgekehrte Schlußfolgerung 
berechtigt sein, daß schlechte Arbeitsbedingungen 
(Routinetätigkeit, isolierte Arbeit) in größerem Umfang 
zu Behinderungen führen, wobei Unfälle und Krank-
heiten in diesen Fällen weitgehend als unbewußte 
Protesthandlungen zu verstehen sind26). 
2.5 Beruf 
Wie aus Tabelle 7a hervorgeht, ist der Anteil der Be-
hinderten in den einzelnen Berufsgruppen sehr unter-
schiedlich27). Bei der Aufgliederung handelt es sich um 
den zur Zeit der Befragung (1970) ausgeübten Beruf. 
Eine Unterscheidung danach, ob es sich gegebenen- 
26) Eine genaue Aussage darüber, inwieweit schlechte Arbeitsbedin-

gungen zu Behinderungen führen, läßt das vorliegende Unter-
suchungsmaterial nicht zu. Hierfür wären auch Angaben über die 
Anforderungsstruktur an den Arbeitsplätzen vor Eintritt der Behin-
derung erforderlich. 

27) Vgl. dazu: Statistisches Bundesamt (Hrsg.). Klassifizierung der 
Berufe, Systematisches und Alphabetisches Verzeichnis der Be-
rufsbenennungen. Stuttgart und Mainz, Ausgabe 1961. 

falls um einen von Behinderten bevorzugten Zielberuf 
handelt, in den sie häufig nach Eintritt einer Behin-
derung übergewechselt sind, oder um einen Aus-
gangsberuf mit einer hohen Quote von Behinderten, 
die dort noch beschäftigt sind, läßt diese Aufgliede-
rung nicht zu. Mit Hilfe der in Tabelle 7b für die ein-
zelnen Berufsgruppen angeführten Anteile von Ar-
beitsplätzen (abhängig beschäftigter Erwerbsperso-
nen), an die besonders niedrige Anforderungen im 
Hinblick auf die Muskelkraft, Widerstandsfähigkeit ge-
gen Umgebungseinflüsse und Nervenbelastung ge-
stellt werden, lassen sich jedoch Vermutungen dar-
über anstellen, ob es sich um bevorzugte Zielberufe 
handelt. 
Dies scheint z. B. bei der Berufsgruppe 67 (Dienst- und 
Wachberufe) der Fall zu sein, die mit 36 % den weit-
aus größten Anteil Behinderter (aller drei Gruppen) 
aufweist. Der Anteil von Arbeitsplätzen, die geringe 
Muskelkraft, Widerstandsfähigkeit gegen Umgebungs-
einflüsse und Nervenbelastung erfordern und damit 
für einen Teil der Behinderten besonders geeignet 
erscheinen, ist hier überdurchschnittlich groß. Das 
gleiche trifft offenbar für die Berufsgruppen 65 
(Körperpfleger), 36 (Lederhersteller etc.) und 38 (Wa-
rennachseher, Versandfertigmacher, Lagerverwalter) 
zu, die mit über 20 % die nächst höheren Anteile von 
Behinderten aufweisen. 
In der Berufsgruppe 11 (Ackerbauer, Tierzüchter, Gar-
tenbauer) ist der Anteil von Behinderten mit fast 20 % 
ebenfalls sehr hoch. Die Arbeitsplatzstruktur erscheint 
hier jedoch für Behinderte — der geringen Zahl von 
Arbeitsplätzen entsprechend, wo Muskelkraft und 
Widerstandsfähigkeit gegen Umgebungseinflüsse un-
wichtig sind – sehr ungünstig. In diesem Fall scheint 
eher der Schluß berechtigt zu sein, daß es sich um 
Berufe handelt, in denen die Erwerbstätigen entweder 
besonders gefährdet sind oder in denen eine über-
durchschnittliche Zahl von Behinderten verblieben ist 
(oder beides). 
Bei der Berufsgruppe 39 (Ungelernte Hilfskräfte, so-
weit an anderer Stelle nicht eingeordnet), die 18% 
Behinderte aufweist, liegt — im gleichen Sinn wie bei 
der Berufsgruppe 11 — eine ungünstige Arbeitsplatz-
struktur vor. Der hohe Anteil von Behinderten kann 
hier aber auch damit zusammenhängen, daß diese Be-
rufsgruppe überwiegend aus un- bzw. angelernten Ar-
beitern besteht, bei denen Behinderte überreprä-
sentiert sind. 
Zur Erklärung der unterschiedlich hohen Anteile von 
Behinderten in den einzelnen Berufsgruppen wäre 
noch eine Vielzahl weiterer Faktoren (meist berufs-
kundlicher Art) zu berücksichtigen. Oberprüft werden 
konnte lediglich, daß das höhere Durchschnittsalter 
der Behinderten keinen besonderen Einfluß ausübt; 
in Berufen mit besonders hohen bzw. niedrigen Antei-
len von Behinderten ergeben sich in der Regel in allen 
Altersgruppen überdurchschnittlich hohe bzw. nied-
rige Anteile von Behinderten. 
Auch zur Beantwortung der Frage, welche Berufe be-
sonders als Zielberufe für Behinderte in Frage kom-
men, ist eine Vielzahl weiterer Informationen (z. B. 
über Aufstiegschancen) notwendig. Die Aufgliederung 
von Tabelle 7b nach Anforderungen in den einzelnen 
Berufsgruppen kann daher nur grobe Hinweise geben, 
die im Einzelfall durch weitere Informationen ergänzt 
werden müssen. 
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2.6 Wirtschaftsgruppe und Betriebsgröße 
des Beschäftigungsbetriebes 
Männliche Behinderte arbeiten weniger häufig als an-
dere männliche Beschäftigte in Handwerksbetrieben 
und häufiger in Wirtschaftsbereichen, die weder zur 
Industrie noch zum Handwerk gehören (z. B. Handel, 
öffentlicher Dienst); die Unterschiede sind jedoch nicht 
stark ausgeprägt. 
Wie aus Tabelle 8 hervorgeht, sind vor allem 
Schwerbeschädigte im Handwerk unterrepräsentiert 
(9% im Vergleich zu 16% im Durchschnitt aller Be-
fragten). 

In der Industrie sind Behinderte insgesamt etwa dem 
Durchschnitt der Erwerbspersonen entsprechend be-
schäftigt. Die Aufgliederung nach der beruflichen 
Stellung läßt allerdings erkennen, daß behinderte An-
gestellte (in einfacher oder mittlerer Stellung sowie in 
gehobener oder leitender Stellung) in der Industrie 
unterrepräsentiert, un- bzw. angelernte Arbeiter so-
wie Facharbeiter jedoch überrepräsentiert sind. 
Bei einer Aufgliederung der behinderten und nichtbe-
hinderten männlichen Erwerbspersonen nach der 
Größe des Beschäftigungsbetriebs ergeben sich zwi-
schen beiden Personengruppen nur geringfügige Un- 
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terschiede. In kleinen Betrieben bis zu vier Beschäf-
tigten sind Behinderte mit 19% (gegenüber 16% im 
Durchschnitt der Befragten) leicht überrepräsentiert. 

Signifikante Abweichungen ergeben sich außerdem 
nur noch in Betrieben mittlerer Größenordnung (10 
bis 99 Beschäftigte), in denen Behinderte mit 27 % 
(gegenüber 31 % im Durchschnitt der Befragten) 
leicht unterrepräsentiert sind28). 

3. Zur Chancengleichheit von Behinderten im Beruf 
Es wurde bereits darauf hingewiesen, daß Behinderte 
einen größeren Anteil von Volksschulabgängern oh-
ne abgeschlossene berufliche Ausbildung aufwei-
sen, daß sie in größerem Umfang als un- bzw. an-
gelernte Arbeiter und zum Teil auch in einfachen und 
mittleren Angestelltenpositionen beschäftigt sind, 
und daß an ihren Arbeitsplätzen in geringerem Um-
fang die Fähigkeit, sich in Wort und Schrift auszu-
drücken, weniger Geschick im Umgang mit Menschen 
und weniger Fähigkeiten zum Lösen neuer Probleme 
erforderlich sind. Diese Tatsachen können als Anhalts-
punkte für Benachteiligungen gelten, für eine Beein-
trächtigung der Chancengleichheit. Dieses zentrale 
Problem soll nunmehr — für den Personenkreis be-
hinderter männlicher Erwerbspersonen – mit weiteren 
empirischen Daten aus der Berufsverlaufsunter-
suchung des IAB vertieft werden. 

3.1 Ausbildungsadäquate Beschäftigung 
Im Verlauf der Untersuchung wurden die Vorgesetz-
ten abhängig beschäftigter männlicher Erwerbsperso-
nen nach der optimalen Ausbildung (allgemeinen 
Schulbildung und Berufsausbildung) für die Tätigkeit 
an dem betreffenden Arbeitsplatz gefragt29). Durch 
einen Vergleich der tatsächlichen Ausbildung des Ar-
beitsplatzinhabers mit der vom Vorgesetzten für op-
timal gehaltenen Ausbildung läßt sich einerseits fest-
stellen, inwieweit abhängig beschäftigte Erwerbsper-
sonen „höherwertig“ beschäftigt bzw. aufgestiegen 
sind, also von der formalen Ausbildung her gesehen 
ein niedrigeres Ausbildungsniveau aufweisen, als für 
einen durchschnittlichen Arbeitsplatzinhaber für opti-
mal gehalten wird. Andererseits läßt sich auch der 
Anteil derjenigen feststellen, die nicht ihrer Qualifika-
tion entsprechend beschäftigt, d. h. an Arbeitsplätzen 

 

tätig sind, für die auch ein geringeres Ausbildungs-
niveau ausreichen würde. Besonders dieser zweite 
Aspekt ist für die Frage nach der Chancengleichheit 
der Behinderten von Bedeutung. 

Da es sich bei der „optimalen Ausbildung“ um subjek-
tive Einschätzungen von Vorgesetzten bzw. Arbeitge-
bern handelt, ist es nicht auszuschließen, daß hier 
auch nichtfunktionale Gesichtspunkte in die Aussage 
einfließen30). Außerdem ist der allgemeine Trend zu 
„höheren“ Bildungsabschlüssen zu beachten. Bei 
einem Vergleich zwischen Behinderten und Nichtbe-
hinderten dürften derartige (mögliche) Verzerrungen 
jedoch keine Rolle spielen, da davon ausgegangen 
werden kann, daß Arbeitsplätze von Behinderten und 
Nichtbehinderten gleichermaßen davon betroffen wür-
den. 

Wenn für die Besetzung eines Arbeitsplatzes ein nied-
rigerer Abschluß einer allgemeinbildenden Schule als 
der tatsächliche ausreicht oder aber bei gleichem all-
gemeinbildenden Schulabschluß eine tatsächlich vor-
handene Berufsausbildung (Lehre oder berufsbilden-
de Schule) für nicht erforderlich gehalten wird, scheint 
eine Interpretation dieses Tatbestandes als (weitge-
hend) nicht ausbildungsadäquate Beschäftigung ge-
rechtfertigt. 

Wie sich aus einem Vergleich der Tabelle 9a und 9b 
ergibt, sprechen alle Anzeichen dafür, daß die Quali-
fikation von Behinderten in geringerem Umfang „aus-
geschöpft“ wird als die von Nichtbehinderten. 

34% der Behinderten sind nicht ausbildungsad-
äquat beschäftigt31) – wesentlich mehr, als im Durch-
schnitt der männlichen Erwerbspersonen (22 %). Der 
betreffende Anteil ist in allen aufgeführten ausbil-
dungsspezifischen Gruppen bei Behinderten über-
durchschnittlich hoch32); bei behinderten Absolventen 
der Mittleren Reife, die eine Lehrausbildung abge-
schlossen haben, beträgt er sogar über 50 %. 

Daß Behinderte überdurchschnittlich häufig nicht dem 
Niveau ihrer Ausbildung entsprechend beschäftigt 
sind, scheint — soweit es bei ausreichender Anzahl von 
Fällen nachprüfbar ist — für alle drei Gruppen der Be-
hinderten zuzutreffen. Bei den abhängig beschäftig-
ten Volksschulabgängern mit abgeschlossener Berufs-
ausbildung (Lehre oder berufsbildende Schule) erge-
ben sich folgende Anteile von Erwerbstätigen, die 
nicht ausbildungsadäquat beschäftigt sind: 

Bei den abhängig Beschäftigten mit Mittlerer Reife 
und abgeschlossener Berufsausbildung (Lehre oder 
berufsbildende Schule) betragen die Anteile für Er-
werbstätige, die nicht ausbildungsadäquat beschäftigt 
sind:
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Um die Frage zu beantworten, inwieweit das Alter für 
die Frage nach einer ausbildungsadäquaten Beschäf-
tigung von Behinderten eine Rolle spielt, wurden für 
die beiden zuletzt erwähnten ausbildungsspezifischen 
Gruppen auch die Anteile derjenigen ohne ausbil-
dungsadäquate Beschäftigung in drei Altersgruppen 
errechnet (Tabelle 10). 

Es zeigt sich, daß – zumindest in diesen beiden Grup-
pen – Ältere tatsächlich in größerem Umfang nicht 
ausbildungsadäquat beschäftigt sind, daß jedoch in-
nerhalb der Altersgruppen der höhere Anteil der Be-
hinderten im Vergleich zu den Nichtbehinderten fast in 
vollem Umfang erhalten bleibt. Das höhere Durch-
schnittsalter der Behinderten scheint also auf diesen 

Zusammenhang nur einen geringen Einfluß auszu-
üben. 
Für die Diskriminierung von Behinderten gibt es noch 
zwei weitere Hinweise aus dieser Untersuchung. 
1. Wenn Vorgesetzte abhängig beschäftigter männli-
cher Erwerbspersonen angaben, daß ein Volksschul-
abgänger den betreffenden Arbeitsplatz optimal aus-
füllen würde, wurden sie zusätzlich gebeten, anzuge-
ben, welchen der folgenden drei Gruppen der Volks-
schulabgänger er mindestens angehören müßte: 
- Kann ein Volksschulabgänger sein, der das Volks-

schulziel nicht erreicht hat. Hauptsache, er ist fleißig. 
- Kann ein etwas weniger begabter Volksschüler sein, 

der aber das Volksschulziel erreicht hat. Er muß je-
doch fleißig sein. 

- Muß auf alle Fälle ein besonders begabter Volks-
schülersein. 

Um der Tatsache Rechnung zu tragen, daß Behinderte 
einen höheren Anteil an Volksschulabgängern (insbe-
sondere solcher ohne Berufsausbildung) aufweisen, 
die Antworten auf diese Frage aber auch mit der tat-
sächlichen Ausbildung der Arbeitsplatzinhaber korre-
lieren, werden in Tabelle 11 die Ergebnisse nur für 
Volksschulabgänger, gegliedert nach ihrer Berufsaus-
bildung und danach, ob eine Behinderung vorliegt, 
wiedergegeben. 
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Die Tabelle läßt erkennen, daß sich in jeder der drei 
Ausbildungsgruppen der Anteil der Arbeitsplätze, auf 
denen nach Meinung des Vorgesetzten ein Volks-
schulabgänger beschäftigt sein sollte, bei Behinder-
ten kaum von dem bei Nichtbehinderten unterschei-
det. Es zeigt sich aber auch, daß bei behinderten 
Volksschulabgängern mit abgeschlossener Lehraus-
bildung der Anteil derjenigen, für deren Arbeit der Ab-
schluß einer Volksschule nicht erforderlich ist, mit 
12% signifikant über dem Durchschnitt dieser Grup-
pe (8%) liegt. Bei behinderten Volksschulabgängern, 
die eine berufsbildende Schule abgeschlossen haben, 
ist der Anteil der Arbeitsplätze, auf denen ein Volks-
schulabgänger ohne Abschluß bzw. einer ohne beson-
dere Begabung (zusammengerechnet 29 %) beschäf-
tigt sein sollte, vergleichsweise überhöht (im Durch-
schnitt dieser Gruppe zusammen 22 %). Lediglich bei 
Volksschülern ohne abgeschlossene Berufsausbil-
dung gibt es bei dieser Frage keine Unterschiede, die 
auf eine „unterwertige“ Beschäftigung dieser Gruppe 
von Behinderten hindeuten33). 2. Einen zweiten 
zusätzlichen Hinweis darauf, daß Behinderte im 
Vergleich zu Nichtbehinderten gleicher Ausbildung in 
größerem Umfang an Arbeitsplätzen beschäftigt sind, 
die weniger Fähigkeiten erfordern, können auch die 
Antworten der Vorgesetzten auf die Frage geben, ob 
eine gegebenenfalls gewünschte Lehre „unbedingt 
erforderlich“ oder „zwar nützlich, aber nicht unter 
allen Umständen notwendig“ ist. In Tabelle 12 sind 
die entsprechenden Ergebnisse aufgeführt (wiederum 
nur für Volksschulabgänger, gegliedert nach ihrer 
Berufsausbildung). Zunächst zeigt sich, daß für die 
Arbeitsplätze Behinderter in größerem Umfang als für 
die der Nichtbehinderten keine Berufsausbildung für 
erforderlich gehalten wird. Darüber hinaus zeigt sich, 
daß bei behinderten Volksschulabgängern mit 
abgeschlossener Berufsausbildung dann, wenn 
überhaupt eine Lehrausbildung gewünscht wird, der 
Anteil der Arbeitsplätze, an denen diese Lehre 
„unbedingt erforderlich ist“, unter den 
entsprechenden Anteilen bei den Nichtbehinderten 
liegt34). 
3.2 Arbeitslosigkeit 
In diesem Abschnitt soll die Frage beantwortet wer-
den, ob Häufigkeit und Dauer der Arbeitslosigkeit von 
Behinderten wesentlich vom Durchschnitt abweichen, 
ob also die Arbeitsplätze von Behinderten in größe-
rem Ausmaß als üblich gefährdet (oder gesichert) 
sind. 
33) Eine zusätzliche Aufgliederung nach dem Alter läßt keine Diffe-

renzierung der Ergebnisse erkennen. Bei einer Aufschlüsselung nach 
den drei Gruppen von Behinderten zeigt sich, daß diejenigen ohne 
amtliche Anerkennung ihrer Behinderung am vergleichsweise 
häufigsten auf Arbeitsplätzen beschäftigt sind, für die kein 
Volksschulabschluß benötigt wird. Bei ihnen betragen die ent-
sprechenden Anteile 20,5 °/o (Volksschulabgänger mit abgeschlos-
sener Lehrausbildung) bzw. 40,6 % (Volksschulabgänger ohne ab-
geschlossene Berufsausbildung). 34

) Entscheidend für diese Aussage ist die Relation der Fälle, in denen 
eine Lehre unbedingt erforderlich bzw. nützlich ist (für Volksschul-
abgänger insgesamt 40,0 % zu 20,2 %, für behinderte Volksschul-
abgänger dagegen nur 27,4 % zu 19,0 %). 
Bei Volksschulabgängern mit Lehrausbildung ist der Unterschied 
statistisch gesichert, bei Volksschulabgängern, die eine berufs-
bildende Schule besucht haben, wegen der geringen Zahl der Fälle 
nicht. Für beide Gruppen zusammengerechnet ist der Unterschied 
signifikant. 35

) 19,8 % der Behinderten ohne amtlich festgestellte Minderung der 
Erwerbsfähigkeit waren in diesem Zeitraum insgesamt bis zu einem 
Jahr arbeitslos, im Vergleich zu 12,2 % bei Behinderten mit amtlich 
festgestellter Minderung der Erwerbsfähigkeit und 13,1 % im Durch-
schnitt der Befragten. 36

) Zur Unterscheidung von Ebenen und Formen der Mobilität vgl. 
Dedering, Heinz, „Arbeitsmobilität – Diskussion und Systematik ihrer 
Begriffsinhalte“, in: Kölner Zeitschrift für Soziologie und 
Sozialpsychologie, H. 1,1972, S. 46 ff. 

Tabelle 13 zeigt, daß im Durchschnitt der männlichen 
Erwerbspersonen 16% seit 1955 mindestens einmal 
arbeitslos waren. Behinderte mit einer amtlich festge-
stellten Minderung der Erwerbsfähigkeit sind kaum 
häufiger arbeitslos gewesen als Nichtbehinderte, wo-
bei offen bleiben muß, ob und inwieweit es sich um 
Arbeitslosigkeit vor oder nach Eintritt der Behinderung 
handelt. 
Im Hinblick auf den besonderen Kündigungsschutz 
für Schwerbeschädigte hätte eigentlich bei dieser 
Gruppe die Arbeitslosigkeit unter dem Durchschnitt 
liegen müssen. Dies ist jedoch nicht der Fall. 
Von Behinderten ohne amtlich festgestellter Minde-
rung der Erwerbsfähigkeit ist im Vergleich zum Durch-
schnitt ein fast doppelt so hoher Anteil mindestens 
einmal arbeitslos gewesen. 
Ein etwas differenzierteres Bild ergibt sich, wenn die 
Dauer der Arbeitslosigkeit berücksichtigt wird. Ein 
Jahr und länger arbeitslos waren in diesem Zeitraum: 

 
Wenn Behinderte arbeitslos werden, sind sie offenbar 
überdurchschnittlich lange arbeitslos, vor allem Be-
hinderte ohne amtlich festgestellte Minderung der 
Erwerbsfähigkeit, aber auch Schwerbeschädigte35). 
Das höhere Durchschnittsalter der Behinderten hat 
für die aufgeführten Ergebnisse keine Bedeutung: Die 
Unterschiede zwischen Behinderten und Nichtbehin-
derten im Hinblick auf Häufigkeit und Dauer der Ar-
beitslosigkeit lassen sich auch innerhalb der einzel-
nen Altersgruppen nachweisen. 
3.3 Mobilität 
Wenn von „Mobilität“ der Arbeitnehmer gesprochen 
wird, kann sich dies auf die Bereitschaft des einzelnen 
beziehen, seine (berufliche) Position zu verändern, 
gemeint sein kann aber auch der faktisch vollzogene 
Wechsel. Von diesen zwei unterschiedlichen Ebenen 
der Mobilität wird im folgenden nur die zweite (der 
effektiven Wechselfälle) berücksichtigt, da die vorlie-
gende Untersuchung keine Angaben zur Persönlich-
keitsstruktur bzw. zur Mobilitätsbereitschaft enthält. 
Auf dieser Ebene werden im folgenden als wichtige 
Erscheinungsformen36) der Mobilität der Wechsel der 
beruflichen Stellung, der Berufswechsel (und seine 
Begleitumstände), der Wechsel des Beschäftigungs-
betriebs (Fluktuation) und der Wechsel des Wohnorts 
(regionale Mobilität) von behinderten männlichen Er-
werbspersonen analysiert. 
3.3.1 Wechsel der beruflichen Stellung 
Der (in einem bestimmten Zeitraum erfolgte) Wechsel 
der beruflichen Stellung ist ein weiterer, nicht minder 
wichtiger Indikator für die Chancengleichheit der Be-
hinderten, da sie detailliert genug ausgewiesen wird, 
um gewisse Rückschlüsse auf berufliche Aufstiege 
bzw. Abstiege in einem Zeitraum zu ermöglichen. 
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Auf den überdurchschnittlichen Anteil von Behinder-
ten in weniger qualifizierten Tätigkeiten (insbesonde-
re als un- bzw. angelernte Arbeiter) wurde bereits hin-
gewiesen. Tabelle 14a zeigt nun für alle männlichen 
Erwerbspersonen, die 1965 erwerbstätig waren, Ver-
änderungen, die sich zwischen 1965 und 1970 im Hin-
blick auf ihre berufliche Stellung ergeben haben37), 
Tabelle 14b Veränderungen bei den entsprechenden 
37) Die berufliche Stellung im Jahre 1965 wurde von den Befragten 

selbst (retrospektiv) angegeben. 
38) Das heißt, daß vom Untersuchungsmaterial her nicht eindeutig 

entschieden werden kann, ob im Einzelfall z. B. eine Behinderung 
zum beruflichen Abstieg oder aber ein beruflicher Abstieg durch 
Krankheit oder Unfall (als unbewußte Protesthaltung) zu einer 
Behinderung geführt hat. 

Gruppen von Behinderten. Hinzuweisen ist darauf, 
daß Veränderungen während dieses Zeitraums so-
wohl vor als auch (unter Umständen geraume Zeit) 
nach Eintritt der Behinderung stattgefunden haben 
können, der Wechsel also nicht in jedem Fall im un-
mittelbaren Zusammenhang mit der Behinderung und 
auch nicht nur in einer Kausalrichtung38) gesehen 
werden darf. 

Die größten Abweichungen, die sich bei den Wechsel-
fällen zwischen Behinderten und Nichtbehinderten 
ergeben, deuten eindeutig auf Benachteiligungen der 
Behinderten hin: 
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1. Der Anteil der Facharbeiter, die in dem genannten 
Zeitraum abgestiegen sind (neue Tätigkeit als un- 
bzw. angelernter Arbeiter), ist bei Behinderten mit 
16 % fast doppelt so groß wie im Durchschnitt der 
Befragten (9 %). 

2. Der Anteil der un- bzw. angelernten Arbeiter, die 
aufgestiegen sind (neue Tätigkeit als Facharbeiter), 
ist bei Behinderten mit 5 % nur etwa halb so groß 
wie im Durchschnitt der Befragten (9 %). 

3. Der Anteil der Angestellten in einfacher und mitt-
lerer Tätigkeit, die in gehobene oder leitende Tä-
tigkeiten aufgestiegen sind, ist bei Behinderten mit 
7 % nur etwa halb so groß wie im Durchschnitt der 
Befragten (16%). 

In fast allen Gruppen liegt der Anteil derjenigen, die 
ihre berufliche Stellung nicht verändert haben, bei Be-
hinderten über den entsprechenden Anteilen im Durch-
schnitt der Befragten. Da einige Anzeichen dafür spre-
chen, daß bei den Wechselfällen insgesamt Aufstiege 
gegenüber Abstiegen überwiegen39), kann dies auch 
als Anzeichen dafür gewertet werden, daß die beruf-
lichen Karrieren von Behinderten durch ihre Behinde-
rung beeinträchtigt sind. 

Möglicherweise ist auch die — in der Kausalrichtung 
umgekehrte – Schlußfolgerung berechtigt, daß zumin-
dest in einem Teil der Fälle eine ungünstig verlaufene 
berufliche Karriere zum Entstehen von Behinderungen 
beiträgt. Eine präzise Aussage hierüber ist wegen der 
oben erwähnten Einschränkungen vom Untersu-
chungsmaterial her nicht möglich. 
39) Vgl.   Brinkmann,   Christian;   Gottwald,   Karen;  Schuster,   Lothar; 

a. a. O.  
40) Es handelt sich  bei der betreffenden   Frage um   die subjektive 

Einschätzung des Befragten, ob sich in dem genannten Zeitraum 
seine Tätigkeit (einmal oder mehrmals) so geändert hat,   „dass man 
von einem Berufswechsel sprechen kann“.  

41) Der Anteil  der Berufswechsler beträgt  in der Altersgruppe  bis unter 
35 Jahre 38,9 %, in der Altersgruppe 35 bis unter 50 Jahre 34,6 % 
und in der Altersgruppe 50 Jahre und älter 22,7 %.  

42) Vgl.   Brinkmann,   Christian;  Gottwald,   Karen;  Schuster,   Lothar; a. 
a. O., S. 12 (Tab. 9) und S. 113 (Tab. 13). 

Wie aus Tabelle 15 zu entnehmen ist, hat auch das 
Alter (erwartungsgemäß) einen Einfluß auf die Häufig-
keit und Richtung des Wechsels der beruflichen Stel-
lung. Soweit dies überprüft werden konnte, ist der auf-
gezeigte Unterschied zwischen Behinderten und Nicht-
behinderten jedoch nicht durch das höhere Durch-
schnittsalter der Behinderten bedingt. 
3.3.2 Berufswechsel 
Aus Tabelle 16a scheint zunächst hervorzugehen, daß 
nur die Gruppe der Behinderten mit einer nicht amt-
lich festgestellten Minderung der Erwerbsfähigkeit 
überdurchschnittlich häufig zwischen 1955 und 1970 
ihren Beruf mindestens einmal gewechselt haben40). 
Hier ist jedoch das höhere Durchschnittsalter der Be-
hinderten zu beachten. 

Mit höherem Alter geht der Anteil der Berufswechsler 
insgesamt zurück41). Vergleicht man Behinderte und 
Nichtbehinderte gleichen Alters, ergibt sich jeweils ein 
höherer Anteil von Berufswechslern bei Behinderten, 
auch bei denen mit einer amtlich anerkannten Min-
derung der Erwerbsfähigkeit. Für die Altersgruppe „50 
Jahre und älter“ sind die entsprechenden Ergebnisse 
in Tabelle 16b (beispielhaft) aufgeführt. 

Die gegenläufigen Einflüsse des Alters einerseits und 
der Tatsache des Vorliegens einer Behinderung ande-
rerseits heben sich also zum Teil auf. Nur bei Behin-
derten ohne amtlich anerkannte Minderung der Er-
werbsfähigkeit steigt der Anteil der Berufswechsler 
gegenüber den Nichtbehinderten so stark, daß er in 
Tabelle 16a gegenüber dem Einfluß des Alters durch-
schlägt. Dies dürfte besonders mit dem hohen Anteil 
der Volksschulabgänger ohne Berufsausbildung in 
dieser Gruppe von Behinderten zusammenhängen. 
Volksschulabgänger ohne Berufsausbildung weisen im 
Vergleich zu den übrigen Erwerbspersonen einen we-
sentlich höheren Anteil von Berufswechslern auf42). 

Als hauptsächlichen Grund für den letzten Berufs-
wechsel gab nur knapp die Hälfte der Behinderten 
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(44%) die Gesundheit an (Tabelle 17)43). Dies kann 
insofern nicht verwundern, als die Gründe nur für den 
letzten Berufswechsel erfragt wurden, die Behinde-
rung möglicherweise erst nach dem betreffenden Be-
rufswechsel eingetreten ist und außerdem nur der Zeit-
raum von 1955 bis 1970 in die Frage einbezogen war, 
ein durch die Behinderung bedingter Berufswechsel 
aber auch schon vor diesem Zeitraum erfolgt sein 
kann. 

 

Der aufgeführte Anteil der Berufswechsler bei Behin-
derten ist also nicht identisch mit dem — aus dieser 
Untersuchung nicht hervorgehenden — Anteil von Be-
hinderten, die im unmittelbaren Zusammenhang mit 
der Behinderung ihren Beruf aufgeben mußten. Der 
Anteil der Berufswechsler, die ihren Beruf aus 
gesundheitlichen Gründen gewechselt haben, ist bei 
Nichtbehinderten mit 11 % deutlich niedriger als bei 
Behinderten. Es ist jedoch bemerkenswert, daß (bei 
gestürzter Prozentuierung) 61 % derjenigen, die ge-
sundheitliche Gründe für ihren letzten Berufswechsel 
angegeben haben, nicht behindert waren. Damit sind 
zusätzlich zu 12,5 % Behinderten mindestens 3 % der 
männlichen Erwerbspersonen zumindest zeitweilig 
gesundheitlich so stark beeinträchtigt gewesen, daß 
im Verlauf ihres Erwerbslebens ein Berufswechsel 
notwendig wurde44). 
Läßt man alle Berufswechsler außer Betracht, die ge-
sundheitliche Gründe für den letzten Berufswechsel 
angegeben haben, und vergleicht die Häufigkeit, mit 
der von Behinderten und Nichtbehinderten die übri-
gen Gründe genannt wurden, ergeben sich keine un-
terschiedlichen Schwerpunkte. Wenn der Beruf 
gewechselt wird, kann es sein, daß die Kenntnisse 
und Fertigkeiten des alten Berufs zumindest zum Teil 
im neuen Beruf verwertbar sind. Es läßt sich – mit 
anderen Worten – nur grob vereinfachend von 
einem Berufswechsel sprechen, ohne graduelle 
Abstufungen vorzunehmen45). 
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Berufswechslern wurde deshalb auch folgende Frage 
gestellt: „Wieviel von den beruflichen Kenntnissen 
und Fertigkeiten, die Sie zum Zeitpunkt des letzten 
Berufswechsels, d. h. im alten Beruf, besaßen, können 
Sie bei Ihrer jetzigen Tätigkeit verwerten: sehr viel, 
ziemlich viel, doch einiges, wenig, sehr wenig/nichts?“ 
Aus Tabelle 18a geht hervor, daß bei behinderten Be-
rufswechslern der Anteil derjenigen, die in ihrem 
neuen Beruf wenig oder sehr wenig/nichts von ihren 
Kenntnissen und Fertigkeiten verwenden können, mit 
62 % beträchtlich über dem Durchschnitt der Berufs-
wechsler liegt (54 %). Alle drei Gruppen von Behin-
derten können nach einem Berufswechsel ihre Kennt-
nisse und Fertigkeiten nur in vergleichsweise gerin-
gerem Umfang verwerten. 
Der Unterschied läßt sich nicht auf das unterschied-
liche Durchschnittsalter von Behinderten und Nichtbe-
hinderten zurückführen46). Demgegenüber läßt Tabelle 
18b erkennen, daß die geringere Verwertbarkeit in 
einem unmittelbaren Zusammenhang mit der gesund- 
46) Die entsprechende Tabelle ist nicht wiedergegeben. Innerhalb der 

einzelnen Altersgruppen lassen sich die betreffenden Unterschiede 
zwischen Behinderten und Nichtbehinderten unvermindert nach-
weisen. 

heitlichen Beeinträchtigung steht. Die Verwertbarkeit 
von Kenntnissen und Fertigkeiten liegt bei allen Be-
ruf swechslern, die ihren Beruf aus gesundheitlichen 
Gründen gewechselt haben (auch den Nichtbehinder-
ten), beträchtlich unter dem Durchschnitt. Sie ist am 
niedrigsten bei behinderten Berufswechslern, die aus 
gesundheitlichen Gründen ihren Beruf gewechselt ha-
ben. Dieser Personenkreis ist überdurchschnittlich 
häufig zu einem Wechsel in Berufe gezwungen, die 
so gut wie nichts mit dem Abgangsberuf zu tun haben. 

Eine Möglichkeit, die geringere Verwertbarkeit der 
Kenntnisse und Fertigkeiten bei einem Berufswech-
sel Behinderter zu erklären, könnte darin bestehen, 
daß dieser Personenkreis im Rahmen der beruflichen 
Rehabilitation zur Erschließung neuer Tätigkeitsge-
biete in Zusammenhang mit dem notwendigen Be-
rufswechsel in größerem Umfang an beruflichen Bil-
dungsmaßnahmen teilgenommen hat. 
Daß dies nicht zutrifft, geht aus Tabelle 19a hervor. 
Behinderte Berufswechsler haben in überdurch-
schnittlichem Umfang (80 %) an keiner Zusatzausbil-
dung (in unmittelbarem Zusammenhang mit dem 
letzten Berufswechsel) teilgenommen. Der betreffen- 
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de Anteil erhöht sich sogar noch, wenn nur Berufs-
wechsler berücksichtigt werden, die ihren Beruf aus 
gesundheitlichen Gründen gewechselt haben (Ta-
belle 19b). 

Der vergleichsweise geringe Anteil von behinderten 
Berufswechslern, die beim letzten Berufswechsel an 
einer Zusatzausbildung teilgenommen haben, läßt 
sich weitgehend auf das höhere Durchschnittsalter 
der behinderten Berufswechsler zurückführen. Inner-
halb der drei Altersgruppen bis unter 35 Jahre, 35 bis 
unter 50 Jahre sowie 50 Jahre und älter ergeben sich 
zwischen den Anteilen der Berufswechsler ohne Zu-
satzausbildung bei Behinderten und Nichtbehinderten 
keine signifikanten Unterschiede mehr. 

Der – nicht mehr statistisch gesicherten – Tendenz 
nach könnte es sein, daß von jüngeren Behinderten 
(unter 35 Jahre), die ihren Beruf gewechselt haben, 
(im Vergleich zu den Nichtbehinderten dieser Alters-
gruppe) ein überdurchschnittlicher Anteil an einer Zu-
satzausbildung teilgenommen hat. Dies könnte insbe-
sondere für Schwerbeschädigte zutreffen. Es könnte 
also sein, daß sich bei diesem Personenkreis die ver-
stärkten Bemühungen um eine berufliche Rehabilita-
tion in den letzten Jahren bereits andeuten. Für ge-
sicherte Aussagen zu diesem — wichtigen — Punkt 
reicht die in dieser Untersuchung enthaltene Zahl von 
Fällen jedoch nicht aus47). 

Insgesamt bleibt festzuhalten, daß 

1. Behinderte   ihren   Beruf   häufiger   wechseln   
als (gleichaltrige) Nichtbehinderte, 

2. behinderte Berufswechsler weniger von ihren be-
ruflichen   Kenntnissen  und Fertigkeiten aus  dem 
Abgangsberuf verwerten können als nicht behin-
derte und 

3. behinderte Berufswechsler im Vergleich zu nicht be-
hinderten bislang zumindest nicht häufiger an einer 
Zusatzausbildung (beim Berufswechsel) teilgenom-
men haben. 

Berufswechsel von Behinderten sind also in über-
durchschnittlichem Umfang mit Benachteiligungen ver-
bunden. 

Zu erinnern ist an den überdurchschnittlich häufigen 
Abstieg von behinderten Facharbeitern zu un- bzw. 
angelernten Arbeitern; beide Formen der Mobilität 
sind in einem engen Zusammenhang zu sehen. 

47) In der Altersgruppe bis unter 35 Jahre haben insgesamt 32 von 83 
(39,0 %) der Schwerbeschädigten und 57 von 178 (32,0 %) der Be-
hinderten mit einer amtlich festgestellten Minderung der Erwerbs-
fähigkeit von unter 50 % an einer Zusatzausbildung teilgenommen. Im 
Durchschnitt dieser Altersgruppe waren es 29,6 %. Die Unterschiede 
sind nicht signifikant. 

48) Vgl. Brinkmann, Christian; Gottwald, Karen; Schuster, Lothar; 1972, 
Teil 2, S. 131. Der Anteil der abhängig beschäftigten männlichen 
Behinderten mit einer nicht amtlich festgestellten Minderung der 
Erwerbsfähigkeit, die bei ihrem Arbeitgeber nicht länger als ein Jahr 
beschäftigt sind, beträgt 21,7%, gegenüber 15,2% im Durchschnitt 
der abhängig Beschäftigten. 
Da sich – unabhängig vom Alter – keine wesentlichen Unterschiede 
in der Dauer der Betriebszugehörigkeit zwischen Behinderten und 
Nichtbehinderten ergeben, wird auf eine Wiedergabe der voll-
ständigen Tabelle verzichtet. 

49) In den drei Altersgruppen betragen die entsprechenden Anteile 
durchschnittlich 66,9 % (bis unter 35 Jahre), 69,7 % (35 bis unter 50 
Jahre) und 82,6 % (50 Jahre und älter). Auf eine Wiedergabe der 
vollständigen Tabelle wird aus dem gleichen Grund wie bei der 
Fluktuation verzichtet. 

50) Auch im Hinblick auf die Entfernung lassen sich bei Wohnortwechs-
lern nur geringfügige Unterschiede zwischen Behinderten und 
Nichtbehinderten gleichen Alters feststellen. 

3.3.3 Fluktuation und regionale Mobilität 
Der Anteil der abhängig beschäftigten männlichen Er-
werbspersonen, die ihrem Beschäftigungsbetrieb 10 
Jahre und länger angehören, beträgt: 

 
Die geringere Fluktuation der Behinderten wird je-
doch weitgehend durch ihr höheres Durchschnittsalter 
bestimmt. Der Anteil derjenigen, die 10 Jahre und län-
ger beim gleichen Arbeitgeber geblieben sind, beträgt 
in der Altersgruppe bis unter 35 Jahre insgesamt 16 %, 
in der Altersgruppe 35 bis unter 50 Jahre 47 % und in 
der Altersgruppe 50 Jahre und älter 58 %. Innerhalb 
dieser drei Altersgruppen sind die Unterschiede zwi-
schen Behinderten und Nichtbehinderten gering. 

Als Ausnahme hierzu fällt lediglich auf, daß der An-
teil der Behinderten ohne amtlich festgestellte Minde-
rung der Erwerbsfähigkeit, die bei ihrem Arbeitgeber 
nicht länger als ein Jahr beschäftigt sind, in allen 
Altersgruppen beträchtlich über dem entsprechenden 
Anteil bei Nichtbehinderten liegt. Hierfür dürfte der 
hohe Anteil von un- bzw. angelernten Arbeitern bei 
Behinderten dieser Gruppe von Bedeutung sein, de-
ren Fluktuation wesentlich größer ist als im Durch-
schnitt der übrigen Erwerbspersonen48). 

Wie bei der Fluktuation läßt sich auch im Hinblick auf 
die regionale Mobilität ein Unterschied zwischen Be-
hinderten und Nichtbehinderten feststellen, der je-
doch ebenfalls fast vollständig durch das höhere 
Durchschnittsalter der Behinderten bedingt ist. 

 
Die Tatsache, daß sich Fluktuation und regionale Mo-
bilität von Behinderten und Nichtbehinderten gleichen 
Alters kaum unterscheiden50), widerspricht der Vor-
stellung, daß Behinderte weniger beweglich seien und 
häufiger – nach Eintritt einer Behinderung – beim 
gleichen Arbeitgeber bzw. am gleichen Ort bleiben, 
auch wenn dies mit einer Verminderung des beruf-
lichen Status bzw. mit finanziellen Einbußen verbun-
den ist. Umgekehrt gibt es aber auch keine Anzeichen 
für eine höhere Beweglichkeit in dieser Hinsicht, die 
dazu beitragen könnte, die zuvor aufgezeigten Beein-
trächtigungen der Karriere bzw. Chancenungleichhei-
ten auszugleichen. 
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4. Zusammenfassung 
Im Rahmen der Untersuchung des IAB über Berufs-
verläufe bei männlichen Erwerbspersonen konnte 
festgestellt werden, daß 
— der Anteil der Behinderten an den männlichen Er-

werbspersonen nach dem 45. Lebensjahr sprung-
haft ansteigt, 

— Volksschulabgänger   ohne   Berufsausbildung   im 
Vergleich zu den übrigen Ausbildungsgruppen den 
größten Anteil von Behinderten aufweisen, 

 

— auch bei gleichem Ausbildungsniveau der Anteil 
der un- bzw. angelernten Arbeiter bei Behinderten 
größer ist als bei Nichtbehinderten, 

— der Anteil der Behinderten in den einzelnen Berufs-
gruppen sehr unterschiedlich ist, 

— an Arbeitsplätzen von (abhängig beschäftigten) Be-
hinderten  nicht  nur  im Hinblick  auf Muskelkraft, 
Widerstandsfähigkeit  gegen   Umgebungseinflüsse 
und Nervenbelastung weniger verlangt wird als im 
Durchschnitt, sondern auch im Hinblick auf geistige 
und soziale Fähigkeiten, 

 

— Behinderte  in  geringerem  Umfang  ausbildungs-
adäquat beschäftigt sind, 

— die Arbeitslosigkeit von Behinderten den allgemei-
nen Umfang der Arbeitslosigkeit übersteigt, 

— Behinderte vergleichsweise häufiger beruflich ab- 
und weniger häufig aufsteigen und 

— Behinderte häufiger und unter ungünstigeren Be-
dingungen ihren Beruf wechseln. 

Die Untersuchungsergebnisse lassen klar erkennen, 
daß Behinderte im Erwerbsleben stark benachteiligt 
sind, so daß von einer Chancengleichheit im Beruf 
nicht gesprochen werden kann. Gemessen an der 
Zielvorstellung, Behinderte voll in das Berufsleben zu 
integrieren und die aus der gesundheitlichen Beein-
trächtigung resultierende Einschränkung von Körper-
funktionen voll auszugleichen, sind die bisherigen Be-
mühungen zur Integration von Behinderten in das Er-
werbsleben bestenfalls teilweise erfolgreich gewesen, 
wobei die vorliegende Untersuchung nur wenig dar-
über auszusagen vermag, woraus die Benachteiligun-
gen für Behinderte vor allem resultieren. 
51) Bohle, Fritz, und Altmann, Norbert, „Industrielle Arbeit und soziale 

Sicherheit“. Eine Studie über Risiken im Arbeitsprozeß und auf dem 
Arbeitsmarkt, München 1972. 

Die Ergebnisse zum Berufswechsel deuten darauf hin, 
daß berufliche Rehabilitationsmaßnahmen (Zusatz-
ausbildung beim ggf. notwendigen Berufswechsel) im 
Untersuchungszeitraum nicht im erforderlichen Um-
fang durchgeführt wurden. Andere Ergebnisse (u. a. 
Anforderungen am Arbeitsplatz, qualifikationsgerechte 
Beschäftigung, berufliche Stellung) lassen erkennen, 
daß die beruflichen Benachteiligungen von Be-
hinderten nicht nur auf unzureichende Rehabilitations-
maßnahmen zurückzuführen sind, sondern auch Vor-
urteile und gewisse Diskriminierungen eine Rolle 
spielen. Inwieweit es sich hierbei primär um Einflüsse 
seitens der Vorgesetzten bzw. Beschäftigungsbetrie-
be, der Kollegen oder der Geschäftspartner handelt, 
muß offenbleiben. Ebenso die Frage nach dem rela-
tiven Gewicht, mit dem unzureichende berufliche Re-
habilitationsmaßnahmen einerseits, Vorurteile und 
Diskriminierungen andererseits zur Benachteiligung 
der Behinderten im Beruf beitragen. 
Schließlich ist noch einmal auf den sprunghaften An-
stieg des Anteils der Behinderten bei den über 45-
jährigen (männlichen) Erwerbspersonen hinzuweisen. 
Er läßt sich nur z. T. durch die in diesen Altersgrup-
pen stark vertretenen Behinderten mit Kriegsbeschä-
digungen erklären und wäre noch höher, wenn ältere 
Behinderte nicht in außerordentlich hohem Umfang 
vorzeitig aus dem Erwerbsleben ausscheiden würden. 
Er weist auf (steigende) Leistungsanforderungen und 
damit verbundene gesundheitliche Risiken hin, denen 
ältere Menschen nicht mehr in vollem Umfang ge-
wachsen sind. Er läßt die Notwendigkeiten auch einer 
„präventiven Rehabilitation“ erkennen, einer Sozial-
politik also, „die nicht bei den in ihrer Leistungsfä-
higkeit physisch und psychisch Beeinträchtigten an-
setzt, sondern in verstärktem Maße bei denjenigen 
Arbeitskräften, deren physisch-psychische Leistungs-
fähigkeit nicht oder erst geringfügig beeinträchtigt 
ist“51). 

Eine solche Sozialpolitik wird sich nicht darauf be-
schränken dürfen, z. B. durch eine weitere Herabset-
zung der flexiblen Altersgrenze, den am stärksten ge-
fährdeten Personengruppen die Möglichkeit zu ver-
schaffen, dem Leistungsdruck zu entkommen; sie wird 
vielmehr verstärkt auch dort gestaltend in den Ar-
beitsprozeß eingreifen müssen, wo dieser langfristig 
zu gesundheitlichen Beeinträchtigungen führt. Auch 
zu diesem Problembereich sind weitere empirische 
Untersuchungen erforderlich. 
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